Stadt Braunschweig 20-12662

Der Oberburgermeister Beschlussvorlage
offentlich

Betreff:

Satzung zur Anderung des Bebauungsplans mit ortlicher
Bauvorschrift "TrakehnenstraRe/Breites Bleek", ST 81

Stadtgebiet zwischen TrakehnenstraRe, Breites Bleek, Springbach,
A 36 und dem Gewerbegebiet Senefelderstrale

Satzungsbeschluss
Organisationseinheit: Datum:
Dezernat Il 02.03.2020

61 Fachbereich Stadtplanung und Umweltschutz

Beratungsfolge Sitzungstermin Status
Planungs- und Umweltausschuss (Vorberatung) 11.03.2020 o]
Verwaltungsausschuss (Vorberatung) 17.03.2020 N
Rat der Stadt Braunschweig (Entscheidung) 24.03.2020 o}
Beschluss:

,Die als Anlage 2 beigefiigte Satzung zur Anderung des Bebauungsplans mit drtlicher
Bauvorschrift , Trakehnenstralie/Breites Bleek®, ST 81, wird gemal § 10 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.*

Sachverhalt:
Beschlusskompetenz

Die Zustandigkeit des Rates fiir den Satzungsbeschluss ergibt sich aus § 58 (2) Nr. 2
NKomVG

Anlass und Ziel der Anderungssatzung

Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Luneburg hat mit Urteil vom 18. Juni 2019 zu einem
Bebauungsplan mit drtlicher Bauvorschrift einer anderen Kommune festgestellt, dass bei
dem Erlass einer értlichen Bauvorschrift (OBV) auf Grundlage von § 84 Niederséchsischer
Bauordnung (NBauO) zu differenzieren ist, ob es sich dabei um Festsetzungen im eigenen
Wirkungskreis (§ 84 Abs. 1 und 2 NBauO) oder um Festsetzungen im Ubertragenen
Wirkungskreis (§ 84 Abs. 3 NBauO) handelt. Sofern nur pauschal § 84 NBauO als
Rechtsgrundlage zitiert wird, handelt es sich um einen Verstol gegen das Zitiergebot gemaf
Art. 43 Abs. 2 Satz 1 Niedersachsischer Verfassung (NV). Damit ist eine solche ortliche
Bauvorschrift unwirksam.

Von diesem Urteil ist der Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift ,, Trakehnenstra-
Re/Breites Bleek®, ST 81, betroffen, da er ebenfalls nur § 84 NBauO als Rechtsgrundlage
ohne weitere Differenzierung nennt. Gegen den Bebauungsplan ist ein Normen-
kontrolleilverfahren vor dem OVG Lineburg anhangig. Der beschriebene Mangel ist darin
aufgefihrt.

Deshalb ist ein Anderungsverfahren zur Ergéanzung der Rechtsgrundlagen erforderlich. Da



es sich nicht um eine inhaltliche Anderung der Planung handelt, ist die erneute Durchfiihrung
weiterer Verfahrensschritte, wie insbesondere eine erneute Beteiligung der Behorden und
sonstiger Trager o6ffentlicher Belange sowie der Offentlichkeit nicht erforderlich.

Die bisher geltenden Textlichen Festsetzungen (Rechtsverbindlichkeit 31. Mai 2019) sind
gemal der Vorlage zum Satzungsbeschluss tUber den Bebauungsplan ST 81 (DS 19-09795)
unverandert als Anlage 4 beigefligt.

Empfehlung

Es wird empfohlen, die Satzung zur Anderung des Bebauungsplans mit ortlicher
Bauvorschrift , TrakehnenstralRe/Breites Bleek®, ST 81, zu beschliel3en.

Leuer

Anlage/n:

Anlage 1: Ubersichtskarte

Anlage 2: Satzung zur Anderung des Bebauungsplans ST 81

Anlage 3: Begrindung

Anlage 4. Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan mit értlicher Bauvorschrift
,Trakehnenstrale/Breites Bleek”, ST 81, Rechtsverbindlichkeit 31. Mai 2019
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Stadt Braunschweig

Satzung

Anlage 2

zur Anderung des Bebauungsplans mit drtlicher Bauvorschrift

TrakehnenstraRe/Breites Bleek, ST 81

Aufgrund 88 9 Abs. 4,10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. | S. 3634), § 84 Abs. 6 Niedersachsische Bauordnung (NBauO) vom 01. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46),
zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBI. S. 88) in Verbindung mit 88§ 10
und 58 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember
2010 (Nds. GVBVI. S. 576), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBI.
S. 309), hat der Rat der Stadt Braunschweig am Datum folgende Satzung beschlossen.

Artikel |

Der Bebauungsplan ,TrakehnenstraRe/Breites
Bleek", ST 81, vom 31. Mai 2019 wird wie folgt gean-
dert:

Die Uberschrift ,B Ortliche Bauvorschrift* der Textli-
chen Festsetzungen erhélt folgende Fassung:

,B Ortliche Bauvorschrift
geman § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO (zu Ziff. V), § 84
Abs. 3 Nr. 1 NBauO (zu Zziff. Il) und § 84 Abs. 3 Nr. 3
NBauO (zu Ziff. lll und IV) in Verbindung mit § 9 Abs.
4 BauGB, § 80 NBauO*

Artikel 1l

Die Satzung wird gemaf 8§ 214 Abs. 4 BauGB riick-
wirkend zum 31. Mai 2019 in Kraft gesetzt.

Braunschweig, den Stadt Braunschweig
Der Oberbiirgermeister

. V. Leuer
Stadtbaurat

Anderungssatzung ,TrakehnenstraRe/Breites Bleek", ST 81

Stand: 21.02.2020
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



Stadt Braunschweig
Anlage 3

Satzung zur Anderung des Bebauungsplans mit értlicher Bauvorschrift
TrakehnenstraRe/Breites Bleek ST 81
Begriindung

Inhaltsverzeichnis:

1 Rechtsgrundlagen 2
2 Anlass und Ziel der Anderungssatzung 2
3 Begrundung der Anderungssatzung 2
4 Wesentliche Auswirkungen der Anderungssatzung 2
Anderungssatzung , TrakehnenstralRe/Breites Bleek", ST 81 Begriindung, Stand: 21.02.2020

Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



Rechtsgrundlagen - Stand: 11.12.2019 -
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1.2

1.3

Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634)

Niederséchsische Bauordnung (NBauQ)

in der Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBI. S. 88)

Niedersdchsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

in der Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBI S. 309)

Anlass und Ziel der Anderungssatzung

Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Luneburg hat mit Urteil vom 18. Juni 2019 zu
einem Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift einer anderen Kommune festge-
stellt, dass bei dem Erlass einer ortlichen Bauvorschrift (OBV) auf Grundlage von

§ 84 Niederséachsischer Bauordnung (NBauO) zu differenzieren ist, ob es sich dabei
um Festsetzungen im eigenen Wirkungskreis (8 84 Abs. 1 und 2 NBauO) oder um
Festsetzungen im Ubertragenen Wirkungskreis (8 84 Abs. 3 NBauO) handelt.

Sofern nur pauschal § 84 NBauO als Rechtsgrundlage zitiert wird, handelt es sich
um einen Verstol3 gegen das Zitiergebot gemaf Art. 43 Abs. 2 Satz 1 Niedersachsi-
scher Verfassung (NV). Damit ist eine solche drtliche Bauvorschrift unwirksam.

Von diesem Urteil ist der Bebauungsplan mit 6rtlicher Bauvorschrift , Trakehnen-
stralRe/Breites Bleek", ST 81, betroffen, da er ebenfalls nur § 84 NBauO als Rechts-
grundlage ohne weitere Differenzierung nennt. Gegen den Bebauungsplan ist ein
Normenkontroll-Eilverfahren vor dem OVG Liuneburg anhangig. Der beschriebene
Mangel ist darin aufgefuhrt.

Deshalb ist ein Anderungsverfahren zur Erganzung der Rechtsgrundlagen erforder-
lich.

Da es sich nicht um eine inhaltliche Anderung der Planung handelt, ist die erneute
Durchfiihrung weiterer Verfahrensschritte, wie insbesondere eine erneute Beteili-
gung der Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange sowie der Offentlich-
keit nicht erforderlich.

Begrundung der Anderungssatzung

Aufgrund des genannten Urteils ist eine Ergdnzung der Rechtsgrundlagen fir die
Ortliche Bauvorschrift erforderlich. Die Uberschrift zu ,,B Ortliche Bauvorschrift* der
Textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan ST 81 wird so erganzt, dass die je-
weilige Rechtsgrundlage ganz konkret den jeweiligen Festsetzungen zugeordnet
wird.

Nicht geklart wurde in dem genannten Urteil, ob zusétzlich die jeweiligen Nummern
der betroffenen Absatze von § 84 NBauO zu nennen sind. Der Vollstandigkeit halber
werden auch diese Nummern genannt.

Anderungssatzung , TrakehnenstralRe/Breites Bleek", ST 81. Begriindung, Stand: 21.02.2020

Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB
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Daraus ergeben sich folgende Zuordnungen:

e Bei den Textlichen Festsetzungen B V (Einstellplatze) handelt es sich um Fest-
setzungen gemal 8 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO. Diese Festsetzungen werden im ei-
genen Wirkungskreis der Kommune getroffen.

e Beiden Textlichen Festsetzungen B Il (Dacher), B Il (Einfriedungen) und B IV
(Anlagen der Ver- und Entsorgung) handelt es sich um Festsetzungen geman
§ 84 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 3 NBauO. Diese Festsetzungen werden im tbertrage-
nen Wirkungskreis getroffen.

Die Anderungssatzung wird gem. § 214 Abs. 4 BauGB ruickwirkend in Kraft gesetzt,
um einen von Beginn an fehlerfreien Bebauungsplan zu erhalten. Da mit der o. g.
Erganzung der Ortlichen Bauvorschrift keine inhaltlichen Anderungen der Planung
verbunden sind, sondern lediglich eine Konkretisierung der Rechtsgrundlagen er-
folgt, sind Belange des Vertrauensschutzes der Planbetroffenen allenfalls gering zu
gewichten und geben keinen Anlass, von der Rickwirkung abzusehen.

4 Wesentliche Auswirkungen der Anderungssatzung

Die Textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans ST 81 gelten unverandert wei-
ter. Anderungen der Planungsinhalte ergeben sich nicht.

Die Anderungssatzung wird gemaR § 214 Abs. 4 BauGB riickwirkend in Kraft ge-
setzt.

Da zum Bebauungsplan ST 81 ein Normenkontroll-Eilverfahren anhangig ist, wurde
mit der Erschliel3ung und Bebauung des Gebietes noch nicht begonnen. Von der
Anderungssatzung sind deshalb keine bestehenden oder im Bau befindlichen Ge-
b&aude betroffen.

Anderungssatzung , TrakehnenstralRe/Breites Bleek", ST 81. Begriindung, Stand: 21.02.2020
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



Stadt Braunschweig

Bebauungsplan mit ortlicher Bauvorschrift
TrakehnenstrafRe/Breites Bleek

Anlage 4

ST 81

Textliche Festsetzungen und Hinweise

A Stadtebau
gemaR § 1 a und § 9 BauGB

| Art der baulichen Nutzung

1. Inden Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis
WA 5.2 sind folgende Nutzungen nach
§ 4 (2) BauNVO allgemein zulassig:

Nr. 1: Wohngebaude,

Nr. 2: die der Versorgung des Gebietes die-
nenden Laden, Schank- und Speisewirt-
schaften sowie nicht stérenden Hand-
werksbetriebe.

2. Inden Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 und
WA 1.2 sind folgende Nutzungen nach § 4 (2)
BauNVO nur ausnahmsweise zuléssig:

Nr. 3: Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke.

3. Inden Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 und
WA 1.2 sind folgende Nutzungen nach § 4 (3)
BauNVO nur ausnahmsweise zulassig:

Nr. 1: Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

Nr. 2: sonstige nicht stérende Gewerbe
betriebe,

Nr. 3: Anlagen fur Verwaltungen.

4. In den Allgemeinen Wohngebieten WA 2.1 bis
WA 5.2 sind folgende Nutzungen nach § 4 (2)
BauNVO unzulassig:

Nr. 3: Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke.

5. Inden Allgemeinen Wohngebieten WA 2.1 bis
WA 5.2 sind folgende Nutzungen nach § 4 (3)
BauNVO unzulassig:

Nr. 1: Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

Nr. 2: sonstige nicht stérende Gewerbebe-
triebe,

Nr. 3: Anlagen fur Verwaltungen.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis
WA 5.2 sind darliber hinaus folgende Nutzun-
gen nach § 4 (3) BauNVO unzulassig:

Nr. 4: Gartenbaubetriebe,
Nr. 5: Tankstellen.

Maf der baulichen Nutzung, H6he baulicher
Anlagen

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 und
WA 1.2 darf eine Hohe des Flachdaches von
10,0 m nicht tiberschritten werden.

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 2.1 darf
eine Hohe des Flachdaches von 6,50 m nicht
Uberschritten werden.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 2.2,
WA 2.3, WA 3 und WA 5.2 dirfen Gebaude
eine Traufhdéhe von 6,5 m sowie eine Firsthbhe
von 10,0 m nicht tiberschreiten.

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 4.1 durfen
Gebaude eine Traufhdhe von 6,5 m sowie eine
Firsthohe von 10,0 m nicht Gberschreiten. Die
Firsthéhe der Hauptgebdude muss mindestens
8,0 m betragen.

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 4.2 darf
eine Firsth6he von 10,0 m nicht Uberschritten
werden. Die Firsthohe der Hauptgebdude muss
mindestens 8,0 m betragen.

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 dirfen
Gebaude eine Traufhéhe von 5,0 m und eine
Firsthéhe von 10,0 m nicht Uiberschreiten.

Auf der Flache fir Gemeinbedarf darf eine First-
hohe bzw. Héhe des Flachdaches von 10,0 m
nicht Gberschritten werden.

Die festgesetzten Geb&udehohen dirfen durch
technische Anlagen (z.B. Liftungsanlagen, Ab-
gasschornsteine, Antennen, Solaranlagen und
Fotovoltaikanlagen und ErschlieRungsanlagen
Treppenhéauser und -Aufgange, Aufziige bis zu
2,0 m uberschritten werden, soweit sie mindes-
tens um das MaR ihrer H6he von der Fassaden-
kante zurlickspringen.

Bebauungsplan ,TrakehnenstrafRe/Breites Bleek”, ST 81
Hinweis: Es gilt die BauNVO 1990/2013

Vorgelegt von:

claussen-seggelke stadtplaner

Holzdamm 39, 20099 Hamburg

Textliche Festsetzungen, Stand: 21.12.2018
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



10.

11.

Die festgesetzten Traufhdéhen dirfen fur
Zwerchgiebel und Zwerchhauser um maximal
1,5 m auf maximal der Halfte der Traufe je Ge-
b&audeseite Uberschritten werden.

First im Sinne dieser Festsetzungen ist die
obere Begrenzungskante der Dachflachen.
Traufe im Sinne dieser Festsetzungen ist die
Schnittlinie der AuRenflachen von Auf3enwand
und Dachhaut. Hohe des Flachdaches im Sinne
dieser Festsetzungen ist die Oberkante der um-
laufenden Attika.

Bezugspunkt fur Hohenangaben ist die H6hen-
lage der nachstgelegenen offentlichen Ver-
kehrsflache oder nachstgelegenen privaten Ver-
kehrsflache an dem Punkt der Stralenbegren-
zungslinie, der der Mitte der strallenzugewand-
ten Gebaudeseite am nachsten liegt.

Steigt oder fallt das Gelande vom Bezugspunkt
zur Mitte der stralRenseitigen Gebaudeseite, so
ist die H6he des Bezugspunktes um das Mald
der natirlichen Steigung oder des Gefélles zu
verandern.

Uberbaubare Grundstiicksflaichen, Bauweise

In den Allgemeinen Wohngebieten und auf der
Flache fir Gemeinbedarf ist eine Uberschrei-
tung der Baugrenzen durch Eingangsiiberdach-
ungen, Hauseingangstreppen, Kellerlicht-
schachte, Balkone und Loggien um bis zu

2,0 m, durch Terrassen und Terrassentber-
dachungen um bis zu 3,0 m zuldssig. Dabei ist
zu den offentlichen Verkehrs- und Griinflachen
ein Abstand von mindestens 1,0 m einzuhalten.
Die Summe der Uberschreitungen darf insge-
samt zwei Drittel der jeweiligen Fassadenseite
nicht Gbersteigen.

In den Bereichen, in denen eine abweichende
Bauweise festgesetzt ist, sind Gebaude mit ei-
ner Fassadenlange von maximal 25 m zulassig.

Stellplatze und Garagen, Nebenanlagen

Je Grundstiick ist nur eine Ein- und Ausfahrt in
einer Breite von maximal 4,0 m zulassig. Aus-
nahmsweise kann im Einzelfall hiervon abgewi-
chen werden, wenn auf einem nicht weiter un-
terteilten Grundstiick ein Doppelhaus oder eine
Reihenhausgruppe (je Doppelhaus / Reihen-
haus ein separater Eingang) errichtet wird. Da-
bei ist je Doppelhaushélfte / je Reihenhaus nur
maximal eine Ein- und Ausfahrt zul&assig.

Die Zufahrtsseiten von Garagen und offenen
Garagen (Carports) miissen einen Abstand von
mindestens 5,0 m zu den 6ffentlichen Verkehrs-
flachen einhalten.

L&angs- und Ruckseiten von Stellpléatzen, Gara-
gen und offenen Garagen (Carports) sowie Ne-
benanlagen (z.B. Geratehauser) missen einen
Abstand von mindestens 1,0 m zu 6ffentlichen

Grun- und Verkehrsflachen einhalten. Soweit

sie weniger als 3,0 m Abstand zu 6ffentlichen
Flachen einhalten, sind diese Abstandsflachen
und die Wandseiten auf der der 6ffentlichen
Flache zugewandten Seite vollstédndig einzugri-
nen (Flachenbegriinung mit Strauchern und/o-
der Hecken mit einer Hohe von mindestens

1,2 m, Begriinung von Wandseiten mit Kletter-
pflanzen).

Sofern die Festsetzungen A IV 2. und 3. einge-
halten werden, sind Stellplatze, Garagen und
offene Garagen (Carports) sowie Nebenanla-
gen auf3erhalb der Giberbaubaren Grundstlcks-
flachen zuléssig.

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen
Umweltauswirkungen im Sinne des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes

11

1.2

3.1

3.2

4.1

4.2

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis
WA 5.2 und auf der Flache fir Gemeinbedarf
sind bei Errichtung und Anderung von Geb&u-
den an den Fassaden von schutzbeddrftigen
Aufenthaltsraumen (i.S. von DIN 4109 und
VDI 2719) passive SchallschutzmalRnahmen
nach den Bestimmungen fiir den LaArmpegelbe-
reich Il gemaR DIN 4109 ,Schallschutz im
Hochbau“ und gemaR VDI-Richtlinie 2719
»Schallddmmung von Fenstern und deren Zu-
satzeinrichtungen“ durchzufiihren.

Abweichend hiervon sind in den zeichnerisch
entsprechend festgesetzten Bereichen die
Bestimmungen fur die Larmpegelbereiche Il
und IV einzuhalten.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.2 und
WA 2.3 sind an den zum Gewerbegebiet Sene-
felderstralRe ausgerichteten Suid-Siidost-Fassa-
den von schutzbedirftigen Aufenthaltsraumen
(i.S. von DIN 4109 und VDI 2719) éffenbare
Fenster unzulassig.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.2 und
WA 2.3 sind AuRenwohnbereiche wie z.B. Ter-
rassen, offene Loggien und Balkone nur auf
den von dem Gewerbegebiet Senefelderstralie,
dem Jugendplatz und der A 395 abgewandten
Gebaudeseiten im direkten Schallschatten des
zugehdrigen Gebaudes zulassig.

Von der Festsetzung A V 3.1 kann ausnahms-
weise abgewichen werden, wenn nachgewie-
sen wird, dass fur die zugehdrige Wohnung ein
zweiter Auf3enwohnbereich zur Verfigung
steht, der die Festsetzung A V 3.1 erfullt.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 4.1 und
WA 4.2 sind AuRenwohnbereiche wie z.B. Ter-
rassen, offene Loggien und Balkone nur auf der
von der A 395 abgewandten Gebaudeseite im
direkten Schallschatten des zugehérigen Ge-
baudes zuléssig.

Von der Festsetzung A V 4.1 kann ausnahms-
weise abgewichen werden, wenn nachgewie-
sen wird, dass flr die zugehdrige Wohnung ein
zweiter AuBenwohnbereich zur Verfligung

Bebauungsplan ,TrakehnenstrafRe/Breites Bleek”, ST 81
Es gilt die BauNVO 1990/1993

Textliche Festsetzungen, Stand: 21.12.2018
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



steht, der die Festsetzung A V 4.1 erfullt.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 4.1 und
WA 4.2 ist zwischen den Hauptgebauden und
den zugehdrigen seitlichen Grundstiicksgren-
zen ein Abstand von maximal 4,5 m zul&ssig.

Der Jugendplatz ist durch eine Gelandeaufwal-
lung bzw. -absenkung gegeniiber dem Allge-
meinen Wohngebiet WA 2.3 abzuschirmen. Die
Hoéhendifferenz zwischen dem Jugendplatz und
der Oberkante der Abschirmung muss mindes-
tens 1,5 m betragen und ist zu gleichen Teilen
durch die Aufwallung und die Absenkung des
Gelandes zu bilden.

Von den Festsetzungen AV 1. bis AV 6. kann
ganz oder teilweise abgewichen werden, wenn
nachgewiesen wird, dass der erforderliche
Schallschutz auf andere Weise gewahrleistet
ist.

i

Grinordnung, Wasserflachen

1.2

13

1.4

15

Private Flachen

Stellplatz-, Garagen- und offene Garagenanla-
gen fur jeweils mindestens 6 Pkw sind mit einer
0,80 m bis 1,20 m hohen Anpflanzung oder
Schnitthecke aus Laubgehélzen einzugriinen.

Auf Stellplatzanlagen mit mindestens 6 Stell-
platzen ist je angefangene 6 Stellplatze zusatz-
lich ein mindestens mittelkroniger Laubbaum zu
pflanzen und als gliederndes Element in die
Stellplatzanlage zu integrieren.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 und
WA 1.2 ist bei Gebauden mit mehr als zwei
Wohneinheiten zusétzlich zu den Festsetzun-
gen A VI 1.2 je angefangene 500 m2 Grund-
stiicksflache mindestens ein mittelkroniger
Laubbaum oder Obstbaum zu pflanzen. Erfolgt
die Pflanzung auf einer Tiefgarage, ist am
Baumstandort eine durchwurzelbare Substrat-
héhe von mindestens 1,2 m auf einer Flache
von mindestens 9 m2 vorzusehen.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 und
WA 1.2 sind bei Gebauden mit mehr als zwei
Wohneinheiten Standorte fiir Mullboxen dreisei-
tig mit einer mindestens 1,6 m hohen Hecke
aus Laubgehdlzen oder einem vollstandig mit
Kletterpflanzen berankten Stabgitterzaun einzu-
fassen.

Von der Oberkante von Tiefgaragenabdeckun-
gen ist durch Bodenmodellierung ein stufenlo-
ser Ubergang zum angrenzenden Gelandeni-
veau herzustellen. Ausnahmsweise kann von
dieser Regelung abgewichen werden, wenn er-
forderliche ErschlieBungs- oder Stellplatzanla-
gen entgegenstehen. In diesem Fall sind die
sichtbaren Sockelwénde durch vorgepflanzte
Schnitthecken oder durch eine geschlossene
Wandbegriinung mit Kletterpflanzen einzugru-
nen.

1.6

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

Die festgesetzten Anpflanzungen auf privaten
Flachen missen spéatestens ein Jahr nach Inge-
brauchnahme des Hauptgebaudes fertiggestellt
sein.

Offentliche Flachen

Auf der Ostseite der TrakehnenstralRe sind min-
destens 26 mittel- bis grof3kronige Laubbaume
in einem Regelabstand von 12,0 m zu pflanzen.
Es ist durchgéngig dieselbe Baumart zu ver-
wenden.

In den beiden Wendeanlagen der Trakehnen-
stral3e ist jeweils ein gro3kroniger Laubbaum zu
pflanzen.

In den Planstraen A bis E sind insgesamt min-
destens 75 klein- bis mittelkronige Laubbaume
zu pflanzen.

In der PlanstraBe F sind insgesamt mindestens
5 klein- bis mittelkronige Laubb&ume zu pflan-
zen. In der Wendeanlage der PlanstralRe F ist
ein groRkroniger Laubbaum zu pflanzen.

In der Planstral’e G sind insgesamt mindestens
8 mittel- bis grof3kronige Laubb&ume zu pflan-
zen.

Die offentlichen Grunflachen |1 | bis @ mit der
Zweckbestimmung ,Parkanlage” sind land-
schaftlich unter Einbeziehung von Bodenmodel-
lierungen zu gestalten und extensiv zu pflegen.

15 % der Vegetationsbereiche sind mit flachen-
haften Gehdlzpflanzungen auszubilden und

85 % als locker mit Baumen Uberstellte Rasen-
/Wiesenflachen.

Bodenmodellierungen sind nur mit Neigungen
bis maximal 1:4 zulassig.

Die Anlage von Freizeitwegen ist zulassig.

Die Integration von Spielangeboten sowie von
Mdblierungen zum Aufenthalt ist allgemein zu-
lassig.

Es sind in die Griinflachen integrierte Spielfla-
chen fiir Kinder in einer GesamtgréfRe von
350 m? herzustellen.

Fur die Anpflanzungen sind iberwiegend heimi-
sche standortgerechte Geholze zu verwenden.

Dariliber hinaus sind die unter 2.6 bis 2.10 fest-
gesetzten Merkmale umzusetzen:

Offentliche Griinflache , Entwasserungsgra-

ben

Innerhalb der éffentlichen Grunflache mit
dem Entwasserungsgraben ist ein offener
Entwasserungsgraben auszubauen. Die Gra-
benbéschung ist naturnah mit wechselnden Bo-
schungsneigungen im Neigungsverhéltnis von
1:2 bis 1:5 herzustellen. Das Niedrigwasserge-
rinne darf eine Breite von 1,40 m nicht unter-
schreiten.
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2.8
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2.10
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Zu den unmittelbar angrenzenden Baugrundsti-
cken ist ein 1,00 m breiter Unterhaltungsstreifen
herzustellen und mit einer standortgerechten
Gras- und Krautereinsaat zu begriinen.

Begleitend zum Entwasserungsgraben ist
ein Weg in der Funktion als Unterhaltungsweg
wie folgt herzustellen:

— Anlage eines 1,50 m breiten begriinten Ban-
kett- und Unterhaltungsstreifens zwischen
Grabenoberkante und Weg,

— Ausbau des Weges in einer Breite von
2,60 m,

Fihrung des Weges in Abschnitten auf einer
Berme als Bestandteil des Grabenprofils,

— Anlage eines 0,90 m breiten gehdlzfreien
Randstreifens mit einer standortgerechten
Gras- und Krautersaat auf der vom Graben
abgewandten Seite des Weges.

Wegebegleitend sind wechselseitig und in vari-
ierender Anordnung als Einzelbaume und
Baumgruppen mindestens 45 Uberwiegend mit-
telkronige Laubbaume zu pflanzen.

Offentliche Grunflache

Wegebegleitend sind auf insgesamt ca. 50 %
der Wegelange abschnittsweise Hecken aus
heimischen standortgerechten Gehdlzen anzu-
legen.

Offentliche Grunflache

Ein Teilbereich mit einer Gesamtgrof3e von
ca. 800 m? ist als Obstwiese mit mindestens
12 Obstbaumen herzustellen.

Offentliche Grunflache

Es ist ein Jugendplatz mit einer GesamtgréRe
von ca. 1.600 m2 zu integrieren (siehe auch
AV 6).

Es ist ein Freizeitweg vom sudlichen Ende der
offentliche Grunflache | 2 | bis zur Planstrale G
anzulegen, der auch fir die Nutzung als Unter-
haltungsweg fiir den begleitenden Graben ge-

eignetist (s. A VI 2.6).

Offentliche Grinflachen [4]und [5], Entwasse-
rungsgraben

Innerhalb der 6ffentlichen Grunflachen

und mit dem Entwasserungsgraben ist
ein offener Entwasserungsgraben auszubauen.
Die Grabenbdschung ist naturnah mit wech-
selnden Bdschungsneigungen im Neigungsver-
héltnis von 1:2 bis 1:5 herzustellen. Das Nied-
rigwassergerinne darf eine Breite von 1,40 m
nicht unterschreiten.

Die o¢ffentlichen Grunflachen sind spéatestens
zwei Jahre nach Beginn der ErschlieBungsar-
beiten herzustellen und innerhalb von zwei Jah-
ren fertigzustellen.

2.12

3.2

3.3

Die Anpflanzungen auf den 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen sind spatestens in der nachsten
Pflanzperiode nach Abnahme der Verkehrsfla-
chen durchzufiihren und fertigzustellen.

Bei der Bildung von Bauabschnitten gelten
diese Fristen analog.

Die Anpflanzungen und sonstigen Begriinungen
auf 6ffentlichen Flachen sind mit einer dreijahri-
gen Entwicklungspflege im Anschluss an die
Fertigstellungspflege herzustellen.

Offentliche und private Fléchen

Die anzupflanzenden Baume sind als Hoch-
stamme zu pflanzen mit folgenden Mindest-
stammumfangen (StU), gemessen in 1 m Hohe:

auf offentlichen Flachen:
— Laubb&ume mit StU 18-20 cm
— Obstbaume mit StU 10-12 cm

auf privaten Flachen:
— Laubbaume mit StU 16-18 cm
— Obstbaume mit StU 10-12 cm.

Fur die festgesetzten flachenhaften Gehdolz-
pflanzungen und Hecken auf 6ffentlichen Fla-
chen sind mindestens folgende Pflanzqualitaten
zu verwenden; artbedingte Abweichungen sind
moglich:

— Heister: 2x verpflanzt, 150-200 cm Hohe
— Straucher: 1x verpflanzt, 60-100 cm Hbéhe.

Fur die anzupflanzenden Baume auf &ffentli-
chen Verkehrsflachen und privaten Stellplatzan-
lagen ist je Baum eine offene Vegetationsflache
von in der Regel 2,0 m Breite und 9 m2 Flache
vorzusehen. Die Flachen sind dauerhaft zu be-
griinen und nachhaltig gegen Uberfahren zu
schitzen.

Die festgesetzten Anpflanzungen und Begrii-
nungen sind fachgerecht auszufiihren, dauer-
haft zu erhalten und bei Abgang spatestens in
der folgenden Pflanzperiode gleichwertig zu er-
setzen. Bei Baumen ist eine ihrem natiirlichen
Habitus entsprechende Kronenentwicklung dau-
erhaft zuzulassen.

Vil

MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(Geltungsbereiche A, B, C, D, und E),
Zuordnung

An Gebauden mit mehr als zwei Wohneinheiten
und Gebauden innerhalb der festgesetzten Fla-
che fur Gemeinbedarf sind in Abstimmung mit
der Unteren Naturschutzbehdérde fur gebaude-
brutende Vogelarten (Hausrotschwanz,
Haussperling, Star, Mehlschwalbe, Mauerseg-
ler, Turmfalke) und Fledermausarten (Zwerg-,
Mucken-, Bart-, Fransen-, Breitflligelfleder-
maus) Nist- und Lebensstétten durch geeignete
Bauweise in die Konstruktion zu integrieren
oder als kunstliche Nisthilfen anzubringen. Je
Gebéude sind mindestens 5 Nist- und Lebens-
statten oder kiinstliche Nisthilfen anzubringen,

Bebauungsplan ,TrakehnenstrafRe/Breites Bleek”, ST 81
Es gilt die BauNVO 1990/1993

Textliche Festsetzungen, Stand: 21.12.2018
Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

3.1

die fUr mindestens eine der in Satz 1 genannten
Arten aus jeder Tiergruppe (Végel und Fleder-
mause) geeignet sind.

Die im Geltungsbereich A festgesetzten Fla-
chen fur MalBnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft einschliel3lich der festgesetzten
Wasserflachen sind durch folgende Maf3nah-
men naturnah zu entwickeln:

Der Springbach ist als naturnahes Gewasser in
einem neuen méandrierenden Verlauf mit unter-
schiedlichen Bdschungsneigungen herzustel-
len. Die Béschungen sind durch eine jahrlich
wechselnd einseitige abschnittsweise Mahd mit
Abtransport des Mahguts zu pflegen.

Im Bereich des Entwasserungsgrabens |1 |ist
ein offener Entwasserungsgraben auszubauen.
Die Grabenbdschung ist naturnah mit wech-
selnden Bdschungsneigungen im Neigungsver-
héltnis von 1:2 bis 1:5 herzustellen. Das Nied-
rigwassergerinne darf eine Breite von 1,40 m
nicht unterschreiten.

In den Flachen seitlich des neuen Gewasser-
laufes sind einzelne Mulden und Altarmstruktu-
ren mit mindestens temporarer Wasserfiihrung
bis jeweils August d. J. zur Ausbildung von
Feuchtwiesenvegetationen und Amphibienlaich-
gewassern herzustellen. Die Feuchtwiesenbe-
reiche und Amphibienlaichgewasser sind durch
eine jahrliche Herbstmahd mit Abtransport des
Mahguts zu pflegen.

Bodenmodellierungen dirfen nicht steiler sein
als 1:4.

Das bestehende Grabenprofil des bisherigen
Springbaches ist als Bestandteil der histori-
schen Landwehr zu erhalten und fiir eine dauer-
hafte Wasserfiihrung zu vertiefen.

Auf den Flachen auRerhalb der Gewasser sind
offene Biotopstrukturen aus blitenreichen
halbruderalen Gras- und Staudenfluren zu ent-
wickeln. Nach jahrlicher Mahd mit Abfuhr des
Mahguts in den ersten drei Jahren sind die Fla-
chen im Weiteren durch alle zwei Jahre wech-
selnde Mahd gehdlzfrei und blitenreich zu hal-
ten. Auf einem Flachenanteil von 20 % sind
mindestens 35 Baume als Einzelbdume oder in
Baumgruppen sowie flachenhafte Gehdlzbe-
stéande zu pflanzen. Dabei sind ausschlieflich
heimische standortgerechte Arten zu verwen-
den.

Die im Geltungsbereich B (Gemarkung Stdck-
heim) festgesetzten Flachen fiir Manahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft (Teilfla-
chen|1|und ) sind durch folgende Maf3nah-
men naturnah zu entwickeln:

Mittels jahrlich maximal zweimaliger Mahd und
Abfuhr des Mahguts oder extensiver Beweidung
ist artenreiches Griinland zu entwickeln.

3.2

41

4.2

51

5.2

Ausnahmsweise ist die Realisierung der unter
3.1 festgesetzten MaRnahmen auch auf3erhalb
des Geltungsbereiches B auf dem Flur-

stiick 272, Flur 3, Gemarkung Stockheim zulds-

sig.

Die im Geltungsbereich C (Gemarkung Ma-
scherode) festgesetzten Flachen fir Mafl3nah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft sind
durch folgende Mafinahmen naturnah zu entwi-
ckeln:

Der Quellbereich des Springbachs ist durch fol-
gende MalRnahmen zu renaturieren:

Der Springbach ist oberflachengleich aus der
artesischen Quelle auszuleiten, naturnah zu ge-
stalten und mit einem vermittelten Gefélle zum
Durchlass Stdckheimstraf3e zu fihren. Die vor-
handene gemauerte Uberlaufschwelle des
Quelltimpels ist zuriickzubauen und in ein Na-
turufer umzuwandeln.

Auf den Flachen angrenzend an den Spring-
bach sind durch Einsaat einer artenreichen und
standortgerechten Krauter-/Grasermischung
blitenreiche halbruderale Gras- und Stauden-
fluren zu entwickeln. Nach jahrlicher Mahd mit
Abfuhr des Méhguts in den ersten drei Jahren
sind die Flachen im Weiteren durch alle zwei
Jahre wechselnde Mahd gehdlzfrei und bluten-
reich zu halten. An geeigneten Stellen soll die
spontane Selbstbegriinung von Rohboden zu-
gelassen werden.

Auf 10 % der Flache zwischen dem neuen Ge-
wasserlauf und dem bestehenden Grabenprofil
sind verteilt Initialpflanzungen aus heimischen
standortgerechten Gehdlzen (Heister) vorzu-
nehmen.

Die im Geltungsbereich D (Gemarkung Que-
rum) festgesetzten Flachen fir MalRnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft sind durch
folgende MaRnhahmen naturnah zu entwickeln:

Die Flache suiddstlich der Béschung ist als
Ackerflache zu erhalten und ohne Einsatz syn-
thetischer Pflanzenschutzmittel zu bewirtschaf-
ten. Innerhalb der Ackerflache sind in Stidwest-
Nordost-Richtung zwei Streifen mit einer Regel-
breite von 21 m als Lebensraum fir die Feldler-
che wie folgt herzurichten: Im Frihjahr ist jahr-
lich Saatgut der ,,Gottinger Mischung” neu ein-
zudrillen. Der Altbestand ist bis dahin zu erhal-
ten.

Die Flache nordwestlich der Béschung ist als
extensives Griinland zu entwickeln und durch
eine jahrliche Herbstmahd mit Abtransport des
Mahguts zu pflegen. Dariiber hinaus sind zwei
periodisch austrocknende Amphibienlaichge-
wasser von je 250 m2 Grof3e anzulegen.

Die im Geltungsbereich E (Gemarkung Honde-
lage) festgesetzten Flachen fiir MaBnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft sind durch
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6.1

6.2

10.

11.

12.

13.

folgende MaRnhahmen naturnah zu entwickeln:

Die Flache ist als Ackerflache zu erhalten und
im 6kologischen Landbau gemaf Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 zu bewirtschaften. Mindes-
tens die Ostliche Halfte der Flache ist erstmalig
mit dem Saatgut ,Goéttinger Mischung* einzu-
saen. Jeweils die Hélfte der Flache ist fortlau-
fend und wechselseitig im Frihjahr damit neu
zu bestellen. Der Bestand des Vorjahres ist bis
zur Neubestellung zu erhalten.

Ausnahmsweise ist alternativ die Anlage und
entsprechende Bewirtschaftung von zwei durch-
gehenden Streifen mit einer Regelbreite von

18 m zuléssig, wenn diese im Rahmen einer
gemeinsamen Bewirtschaftung der Ackerfla-
chen Richtung Osten auf das angrenzende
Flurstiick 73, Flur 12, Gemarkung Hondelage
bis zu dessen 6stlicher Grundstiicksgrenze und
damit auf ca. 250 m verlangert werden.

Fir die anzupflanzenden Geholze gelten fol-
gende Mindestpflanzqualitaten, artbedingte Ab-
weichungen sind moglich:

— Laubbaume: Hochstamm, StU 16-18 cm in
1 m Hoéhe,

— Heister: 2x verpflanzt, 150-200 cm Hbéhe,

— Straucher: 1x verpflanzt, 60-100 cm Hoéhe.

Es sind heimische standortgerechte Gehdélze zu
verwenden.

Die MalRnahmen im Geltungsbereich A sind
zeitgleich mit der Herstellung der angrenzenden
offentlichen Grinflachen geméaR A V1 2.11 und
mit einer dreijahrigen Entwicklungspflege im
Anschluss an die Fertigstellungspflege herzu-
stellen.

Die MalRnahmen in den Geltungsbereichen B
und C sind spétestens zwei Jahre nach Beginn
der ErschlieRungsarbeiten durchzuftihren und
im Anschluss an die Fertigstellungspflege mit
einer dreijahrigen Entwicklungspflege herzustel-
len.

Die MalRnahmen in den Geltungsbereichen D
und E sind innerhalb eines Jahres nach Beginn
der ErschlieBungsmaflnahmen durchzufiihren.
Die MaRnahmen gemaR A VII 5.2 sind im An-
schluss an die Fertigstellungspflege mit einer
dreijahrigen Entwicklungspflege herzustellen.

Die MalRnahmen in den Geltungsbereichen A
bis E sind fachgerecht auszufiihren und dauer-
haft zu erhalten. Abgéngige Gehdlze sind spé-
testens in der folgenden Pflanzperiode gleich-
wertig zu ersetzen.

Die in den Geltungsbereichen A, B (Flachen fir
MaRnahmen [1]), C, D und E unter A VII 2 bis
A VIl 6 festgesetzten Flachen und MaBnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft dienen im
Sinne des 8 1 a BauGB dem Ausgleich von Ein-
griffen in Boden, Natur und Landschaft, die auf-
grund dieses Bebauungsplanes zuldssig sind.
Sie werden dem Geltungsbereich A im Sinne

14.

von § 9 Abs. 1 a und § 135 a BauGB wie folgt
zugeordnet:

Allgemeine Wohngebiete 70,9 %

WA 1, WA 2, WA 4, WAS

Allgemeine Wohngebiete 4,9 %

WA 3

2,7%
20,0 %

Flache fir den Gemeinbedarf

75 % der offentlichen Ver-
kehrsflachen einschliel3lich
Verkehrsflachen besonderer
Zweckbestimmung (= Anteil
der Flachen fur NeubaumalR-
nahmen an den im Bebau-
ungsplan festgesetzten Fla-
chen), ohne Planstralle G

(s. AVI14)

Flachen fir die Landwirtschaft

15%

Die im Geltungsbereich B (Flachen fir MaRnah-
men |2 |), unter A VIl 3 festgesetzten Flachen
und MafRnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft dienen im Sinne des § 1 a BauGB dem
Ausgleich von Eingriffen in Boden, Natur und
Landschaft, die aufgrund dieses Bebauungspla-
nes im Bereich der Planstral3e G zuldssig sind.

VIl

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der
Anlieger und der Trager der Ver- und Entsorgung.
In Abhangigkeit vom spéteren Bebauungskonzept
kénnen Lage und Ausdehnung der Geh-, Fahr-
und Leitungsrechte ausnahmsweise veréandert
werden.

Geh- und Fahrrecht zugunsten der Allgemein-
heit, der Stadt Braunschweig und der Landwirt-
schatft.

B Ortliche Bauvorschrift

gemaf 88 80 und 84 NBauO
in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB

Geltungsbereich

Die ortliche Bauvorschrift gilt fir alle Allgemeinen
Wohngebiete WA im Geltungsbereich dieses Bebau-

ungsplanes.
1l Dacher
1. Dachformen, Dachneigungen

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1,
WA 1.2 und WA 2.1 sind fur Hauptgebaude nur
Flachdacher mit einer Dachneigung von maxi-
mal 6° zuldssig.
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1.2

13

1.4

15

1.6

2.1

2.2

2.3

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 4.2 sind
fir Hauptgebaude nur Pultdacher mit einer Nei-
gung von 10° bis 25° zulassig.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 2.2,
WA 2.3, WA 3, WA 4.1, WA 5.1 und WA 5.2
sind fur Hauptgebaude Dacher nur wie folgt zu-
lassig:

— Satteldacher mit einer Neigung von 20°bis
45°,

— gegeneinander versetzte Pultdacher mit ei-
ner Neigung von15° bis 30°.

Ausnahmsweise sind eingeschossige Gebaude-
teile mit Flachdach auf bis zu einem Viertel der
Grundflache des Hauptgebaudes zulassig.

Ein Pultdach im Sinne dieser Festsetzung ist
ein Dach, das von einer geneigten Dachflache,
einem horizontalen First und rechtwinklig zum
First stehenden Giebelflachen gebildet wird.

Ein Satteldach im Sinne dieser Festsetzung ist
ein Dach, das von zwei Dachflachen mit glei-
cher Neigung, gemeinsamem horizontalen First
und rechtwinklig zum First stehenden Giebelfla-
chen gebildet wird.

Ein gegeneinander versetztes Pultdach im
Sinne dieser Festsetzung ist ein Dach, das von
zwei gegeneinander versetzten Dachflachen mit
gleicher Neigung, zwei horizontalen héhenver-
setzten Firsten und rechtwinklig zu den Firsten
stehenden Giebelflachen gebildet wird.

Dachgauben, Zwerchgiebel, Zwerchhauser,
Wintergérten, Terrassen, Eingdnge und

Windfénge

Diese Festsetzungen B Il 1. gelten nicht fiir
Dachgauben, Zwerchgiebel und Zwerchhéuser,
sowie fUr Wintergérten, Terrassen, Eingange
und Windfénge.

Dachgauben sind bis zu einer Breite von maxi-
mal der Halfte der Lange der betroffenen Dach-
flache, gemessen auf halber Hohe zwischen
Trauf- und Firsthdhe, zulassig.

Zwerchgiebel und Zwerchh&user sind bis zu ei-
ner Breite von maximal der Hélfte der Lange
der betroffenen Gebaudeseite zuldssig. Der Ab-
stand vom Ortgang muss mindestens 1,0 m be-
tragen.

Material und Farbe

Fur die geneigten Dacher von Hauptgebauden
gemal B Il 1.2 und 1.3 sind nur die Farbtone
von rot bis braun und von grau bis schwarz zu-
lassig. Glanzende Oberflachen sind unzulassig.

Dariiber hinaus sind zulassig:
— Glasdacher und -elemente,

— Dachflachen, die als Solarthermie- oder Pho-
tovoltaikanlagen ausgebildet werden,

— begrinte Dachflachen.

3.2 Die Dacher von Garagen, offenen Garagen
(Carports) und Nebenanlagen im Sinne von
§ 14 BauNVO mit einer Neigung bis zu 10° und
einer Flache von mehr als 40,0 m? sind mindes-
tens extensiv zu begriinen. Solarthermische An-
lagen und Photovoltaikanlagen sind zuléssig.

Il Einfriedungen

1. Einfriedungen entlang 6ffentlicher Flachen sind
nur wie folgt zuléssig:

— als Schnitthecke aus Laubgehdlzen,

— als bauliche Einfriedung bis max. 1,20 m
Hohe.

2. Im Allgemeinen Wohngebiet WA 5.2 sind an-
grenzend an die Flache fur Bahnanlagen bauli-
che Einfriedungen von mind. 1,00 m bis max.
1,40 m Hohe zu errichten.

IV Anlagen der Ver- und Entsorgung

Flachen fir Anlagen der Ver- und Entsorgung
(Wertstoffcontainer, Trafostation, Nahwar-
mestation, etc.) auf éffentlichen Flachen sind
durch eine Schnitthecke oder eine bauliche Ein-
friedung gegenuber dem o6ffentlichen Raum ab-
zugrenzen.

V  Einstellplatze

1. Fur freistehende Einfamilienhduser, Doppel-
haushalften und Reihenendhauser miissen 2,0
Einstellplatze je Wohnung hergestellt werden.
Dabei ist die Anordnung hintereinander liegen-
der (,gefangener) Einstellplatze zulassig.

2. Fur Reihenmittelhduser und Mehrfamilienh&au-
ser missen 1,0 Einstellplatze je Wohnung her-
gestellt werden.

3.  Fir Kleinwohnungen unter 40 m2 Wohnflache
und fiir Wohnungen, die mit Mitteln der sozialen
Wohnraumfoérderung geférdert werden, missen
0,5 Einstellplatze je Wohnung hergestellt wer-
den.

VI Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig i.S. von § 80 NBauO handelt, wer
eine Baumaf3nahme durchfiihrt oder durchfiihren
lasst, die der 6rtlichen Bauvorschrift widerspricht.
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C Nachrichtliche Ubernahmen

Gewasser Ill. Ordnung

Die in den zeichnerischen Festsetzungen festge-
setzte Wasserflache ,Springbach* innerhalb der Fla-
che fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft im
Geltungsbereich A stellt den in Aussicht genomme-
nen Verlauf des zu verlegenden Springbaches (Ge-
wasser Ill. Ordnung) dar. Fir die Umgestaltung und
Verlegung des Baches ist ein gesondertes wasser-
rechtliches Plangenehmigungsverfahren erforderlich.
Der konkrete Verlauf des Gewassers und die Ausge-
staltung der Seitengewésseranlagen kdnnen sich
hierdurch verandern.

D Hinweise

1. Entwasserungsgraben

Die in den zeichnerischen Festsetzungen fest-
gesetzte Wasserflache Entwasserungsgra-

ben | 1] stellt den in Aussicht genommenen Ver-
lauf eines zu verlegenden, bisher weitgehend
verrohrten Entwasserungsgrabens dar. Fir die
Umgestaltung und Verlegung des Entwasse-
rungsgrabens ist ein gesondertes wasserrechtli-
ches Plangenehmigungsverfahren erforderlich.
Der konkrete Verlauf des Entwasserungsgra-
bens und die Ausgestaltung des Grabenprofils
kdnnen sich hierdurch verandern.

2. Larmschutz

Das Plangebiet ist durch den StralRenverkehr
auf der A 395, durch den Schienenverkehr auf
der Stadtbahnstrecke und durch die Betriebe im
Gewerbegebiet Senefelderstralle larmvorbelas-
tet.

2.2 Nachweise zum Larmschutz sind im Einzelfall
folgendermafien durchzufiihren:

Schallausbreitungsberechnungen sind nach der
DIN ISO 9613-2 fir eine Mittenfrequenz

f =500 Hz, Bodenfaktor G = 0,3 und fur die me-
teorologische Korrektur Cmet mit Co = 2 dB (A)
bei Mitwindwetterlage unter Anwendung des all-
gemeinen Verfahrens gemaRl Nr. 7.3.1 fir die
kritische Immissionshéhe (1. OG, 5,8 m Uber
Geléandeoberkante — GOK) anzufertigen.

Die Reflexionen sind bis zur ersten Reflexion zu
berlicksichtigen. Fir die Gebaudefassaden ist
ein Reflexionsverlust von 1 dB(A) zu Grunde zu
legen.

Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung der
Orientierungswerte in Bezug auf den Strafl3en-
verkehrslarm ist auf Grundlage der schalltechni-
schen Rechenvorschrift RLS-90 ,Richtlinie fiir
den Larmschutz an StraBen” in ihrer jeweils ak-
tuellen Fassung unter Berucksichtigung der vor-
gesehenen LarmminderungsmalRnahmen vor-
zunehmen.

Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung der
Orientierungswerte in Bezug auf den Schienen-

2.3

verkehrslarm ist auf Grundlage schalltechni-
schen Rechenvorschrift Schall 03 (2014) ,Richt-
linie zur Berechnung der Schallimmissionen von
Schienenwegen* unter Beriicksichtigung der
vorgesehenen Larmminderungsmafl3nahmen
vorzunehmen.

Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung der
Orientierungswerte bzw. der Immissionsricht-
werte der TA Larm in Bezug auf den Gewerbe-
larm (Anlagenléarm) ist auf Grundlage der

TA Larm ,Technische Anleitung zum Schutz ge-
gen Larm" unter Berlcksichtigung der vorgese-
henen Larmminderungsmalnahmen vorzuneh-
men.

Ein rechnerischer Nachweis zur Einhaltung der
Immissionsrichtwerte in Bezug auf den Jugend-
platzlarm ist auf Grundlage der 18. BImSchV
(2017) ,Sportanlagenlarmschutzverordnung”
unter Berlicksichtigung der vorgesehenen
Larmminderungsmafinahmen vorzunehmen.

Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen
AV ,Festsetzungen zum Schutz gegen schadli-
che Umwelteinwirkungen® sind folgende Grund-
lagen maRgeblich:

DIN ISO 9613-2 ,Dampfung des Schalls bei
der Ausbreitung im Freien“, Herausgeber
Deutsches Institut fir Normung, Beuth-Ver-
lag, Berlin, 1999

— VDI-Richtlinie 2719 ,Schallddmmung von
Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen®,
Herausgeber Deutsches Institut fir Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin,1987.

— DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau*, Her-
ausgeber Deutsches Institut fir Normung,
Beuth-Verlag, Berlin, 1989.

Diese Unterlagen kdnnen in der ,Beratungs-
stelle Planen - Bauen - Umwelt" oder bei der
Abteilung Umweltschutz der Stadt Braun-
schweig eingesehen werden.

Bodenschutz

Im Bereich des landwirtschaftlichen Weges zwi-
schen Trakehnenstrafl3e und A 395 liegen ge-
maf dem Baugrundgutachten (BSP Ingenieure,
2015) schadliche Bodenverunreinigungen durch
PAK und Schwermetalle vor.

Diese Flachen mit Bodenverunreinigungen sind
im Bebauungsplan als Flachen gekennzeichnet,
deren Bdden erheblich mit umweltgefahrdenden
Stoffen belastet sind.

In Hinblick auf die geplante Nutzung werden
hier MalRnahmen zur Unterbrechung des Wir-
kungspfades Boden-Mensch erforderlich. Im
Bereich offener Beete und Griinflachen mussen
oberflachennah (bis zu einer Tiefe von 0,35 m)
die mafRRgebenden Priifwerte der Bundesboden-
schutzverordnung sowie der Benzo(a)Pyren-
Prifwert von 1 mg/kg unterschritten werden. Im
Bereich geplanter Kinderspielflachen missen
oberflachennah bis zu einer Tiefe von 0,35 m
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die mafl3gebenden Prifwerte der Bundesboden-
schutzverordnung sowie der Benzo(a)Pyren-
Prufwert von 0,5 mg/kg unterschritten werden.
Dies kann durch Aufbringung unbelasteten Bo-
dens oder durch Bodenaustausch erfolgen. Ein
gutachterlicher Nachweis ist erforderlich.

Die Auffullungen im Bereich des landwirtschaft-
lichen Weges sind nicht wieder einbaufahig
(>Z 2, oberflachennaher Teil) bzw. als Z 2-Ma-
terial gemar LAGA TR Boden zu behandeln.
Bodenaushub ist gemaR den abfallrechtlichen
Vorgaben zu behandeln. Eine erforderliche
fachgerechte Entsorgung von geféahrlichem Ab-
fall muss nachgewiesen werden.

4.  Kampfmittel

Aufgrund der Bombardierungen des Zweiten
Weltkrieges besteht fiir die Geltungsbereiche A,
B, C, D und E jeweils der Verdacht auf noch
vorhandene Kampfmittel im Erdboden. Aus Si-
cherheitsgriinden sind die genannten Geltungs-
bereiche des Bebauungsplangebiets auf
Kampfmittel zu sondieren (Oberflaichensondie-
rung mit EDV-Flachenaufzeichnung empfoh-
len). Die nach der Sondierung festgestellten
Storkdrper (mogliche Kampfmittel) sind aufzu-
graben bzw. zu bergen.

5. Bodendenkmalpflege

Im Rahmen der Umsetzung der Planung sind
im Geltungsbereich A auf der Stdseite des
Springbachs in einem Streifen von 10,0 m bau-
begleitende archéologische Beobachtungen
durchzuftihren. Im Rahmen der Renaturierung
des Springbaches sind im Abstand von jeweils
100 m Sondageschnitte anzulegen.

6. Gehdlzpflanzungen

Fur die auf den MaRnahmenflachen festgesetz-
ten Gehdlzpflanzungen sind Gehdlze aus au-
tochthonen Erntebestadnden mit dem Herkunfts-
gebiet 1 (entsprechend dem Leitfaden des BMU
2012) zu verwenden.

7.  Freiflachenplane

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 und
WA 1.2 ist bei Geb&uden mit mehr als zwei
Wohneinheiten im Rahmen des Bauantrages
ein qualifizierter Freiflachenplan vorzulegen.

Bebauungsplan ,TrakehnenstrafRe/Breites Bleek”, ST 81 Textliche Festsetzungen, Stand: 21.12.2018
Es gilt die BauNVO 1990/1993 Verfahrensstand: § 10 (1) BauGB



	Vorlage
	Anlage 1: ST 81_Anlage 1a_Uebersichtskarte_A_B_C_R
	Anlage 2: ST 81_Anlage 1b_Uebersichtskarte_D_E_R
	Anlage 3: ST 81_Anlage 2_Änderungssatzung
	Anlage 4: ST 81_Anlage 3_Begründung_Änderungssatzung
	1 Rechtsgrundlagen 2
	2 Anlass und Ziel der Änderungssatzung 2
	3 Begründung der Änderungssatzung 2
	4 Wesentliche Auswirkungen der Änderungssatzung 2
	1 Rechtsgrundlagen - Stand: 11.12.2019 -
	2 Anlass und Ziel der Änderungssatzung
	3 Begründung der Änderungssatzung
	4 Wesentliche Auswirkungen der Änderungssatzung

	Anlage 5: ST 81_Anlage 4_Textl. Fests._§10(1)_alt

